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Absender:
An die

Stadtverwaltung Coswig (Anhalt)

Amtshaus

Fachbereich Bauwesen und Umwelt

Am Markt 13

06869 COSWIG (Anhalt)

Fax: 034903 610-158
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 29 „Schweinehaltung Düben“, Stadtratsbeschluss vom 03.12.2015, Vorlage-Nr. COS-BV-193 der Stadt Coswig (Anhalt)

hier: Stellungnahme                                                                           _________________,____._____.2016








Ort, 

           Tag
       Monat
Sehr geehrte Damen und Herren,
Hiermit lege ich Ihnen meine Stellungnahme zu den öffentlich ausgelegten

Unterlagen form- und fristgerecht vor.
Tiergerechtigkeit der intensiven Schweinehaltung

In einer aktuellen Studie des BUND „Zur Tiergerechtheit der intensiven Schweinehaltung“ ,  die im Rahmen im Genehmigungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz als tierschutzrechtliche Einwendung gegen den Bau der geplanten Großanlage mit 85.000 Schweineplätzen in Haßleben vom Lehrstuhl für Landwirtschaft der Fachhochschule Eberswalde erstellt wurde, wird folgende Bewertung zu der Legitimation von nahezu identischen Haltungsbedingungen wie in der Schweinezuchtanlage in Düben schlussgefolgert: „Insgesamt ist festzustellen, dass es kein tragbares Argument gibt, warum die Schweine auf der aus der Sicht der Tiergerechtigkeit schlechtesten Haltungsform gehalten werden müssen, nämlich auf Voll- oder Teilspaltenböden ohne Einstreu in fensterlosen Ställen mit wenig Platzangebot. Dagegen ist feststellbar, dass es bei dieser Haltungsform zur Entstehung von länger anhaltenden und erheblichen Schmerzen bei einem signifikanten Anteil der Tiere kommen wird, so dass ein offensichtlicher Verstoß gegen die Vorgaben sowohl aus § 2 als auch aus § 17 Nr. 2 b und § 18 TierSchG vorliegt.“

Es zeigt sich nämlich, dass bei Schweinen aus der Massentierhaltung schmerzhafte Verletzungen und Krankheiten gehäuft auftreten. Bis zu 75 Prozent der Schweine leiden an Gelenkserkrankungen und 68 Prozent können wegen Sohlenverletzungen nur einge­schränkt laufen. Hinzu kom­men Bissverletzungen und Hautinfektionen. Grund für die Erkrankungen ist das Einpferchen der Schweine in zu kleine Betonställe auf Spaltenböden ohne Stroh. Die Sterblichkeit liegt dort bis zu sechsmal höher als in Ställen mit viel Stroh und Freiraum. Hinzu kommen Verhaltensprobleme wie Schwanz-, Ohr-, Stangenbeißen sowie Leerkauen. 

Diese Ergebnisse sind sehr genau auf die Bedingungen in der geplante Anlage zu übertragen. Auch hier sollen die Tiere auf Spaltenböden vor sich hin vegetieren. Aus diesen Gründen halte ich die Anlage für nicht genehmigungswürdig.

Stellungnahme zm Waldgutachen von Prof. Dr. D. Murach:
Der Gutachter prüft zunächst die N-Verträglichkeit des umliegenden Forstes nach dem LAI_Leitfaden zur „Ermittlung und Bewertung von Stickstoffeinträgen, Abschlussbericht 13.09.2006“.  Fraglich ist, warum eine alte Version des Leitfadens gewählt wurde statt der aktuellen Version des Leitfadens von 2012. Hier sollte die Prüfung an den aktuellen Stand des LAI_Leitfadens von 2012 angepasst werden.

In Kapitel 3.1. Sonderfallprüfung nach LAI stuft der Gutachter den Wald als Produktionsfunktion ein.

Das verbreitete Vorkommen von Stickstoffzeigern (Himbeere und Holunder) am Probepunkt 1 und 2 ist ein Hinweis auf eine bereits mittlere bzw. gefährliche N-Belastung. 

An allen drei Untersuchungspunkten ist der Bodentyp eine podsolige Braunerde. Charakteristisch für eine podsolige Braunerde ist nährstoffarm, sauer und eine eher niedrige nutzbare Feldkapazität. Der hohe Sandanteil in diesem Boden führt zu einer niedrigen nutzbaren Feldkapazität und somit zu einer höheren Auswaschgefährdung. 

Weiterhin wurde der Boden der Humusform Mull zugerechnet.

Diese drei Punkte entsprechen mindestens einer Gefährdungsstufe „Mittel“  bzw. „gefährdet“  der Schutzkategorie Regulationsfunktion nach dem LAI Papier und somit kann lediglich ein Zuschlagsfaktor von 1,7 angewendet werden. Üblicherweise werden Forste automatisch einer Gefährdungsstufe „gering“ bzw. „schwach gefährdet“ der Schutzkategorie der Regulationsfunktion zugeordnet, wodurch eine Anwendung der Produktionsfunktion möglich ist. Der Gutachter hat hier dasselbe getan und stuft den Forst als Produktionsfunktion mit einer Gefährdungsstufe „mittel“ bzw. „gefährdet“  und somit mit einem Zuschlagsfaktor von 2,5 ein. Das ist äußerst kritisch zu betrachten, denn obwohl der Forst wirtschaftlich genutzt wird ist er doch ein Ökosystem, was eine wichtige Regulationsfunktion inne hat. Denn laut dem LAI_Leitfaden ist die Regulationsfunktion „... bei allen stickstoffempfindlichen Ökosystemen betroffen, weil überhöhte Stickstoffeinträge die Fruchtbarkeit und Pufferfähigkeit von Böden sowie die Qualität des Grund- und Oberflächenwassers nachhaltig schädigen können.“ Und weiterhin steht dort, dass speziell Flächen betroffen sind, die aufgrund der hohen Durchlässigkeit ihrer Böden und ihres Untergrundes eine eingeschränkte Stickstoffspeicherkapazität aufweisen. Das ist bei dem hier vorliegenden Bodentyp der Fall.  Somit ist der Schutz vor möglicher Nitratauswaschung in das Grundwasser nicht ausreichend gegeben.

Nach dem LAI Bericht gehören Laub- und Nadelbäume zu den empfindlichen Ökosystemen, für die ein Critical load-Wertebereich von 15-20 kg N/(ha*a) angegeben wird. Der Gutachter wählt hier den Mittelwert von 17.5 kg N/(ha*a). Mit dem Zuschlagsfaktor 2,5 ergibt sich laut dem Gutachter also ein Beurteilungswert von 44 kg N/(ha*a). Wählt man einen stärker zutreffenden Zuschlagsfaktor von 1,7, erhält man einen Beurteilungswert von 30 kg N/(ha*a).  

Der Gutachter wählt dann eine Vorbelastung von 20 kg N/(ha*a). Die Zusatzbelastung (gesamte Anlage) am Aufpunkt höchster Belastung des Forstes Papenbusches beträgt ca. 55 kg N/(ha*a). Somit ergibt sich eine Gesamtbelastung von 75 kg N/(ha*a). Somit übersteigt die Gesamtbelastung um 45 kg N/(ha*a) den Beurteilungswert von 30 kg N/(ha*a). Also übersteigt die Gesamtbelastung den Beurteilungswert noch 14 kg N/(ha*a) mehr als bei der Berechnung des Gutachters.

Da die Gesamtbelastung den Beurteilungswert überschreitet führt der Gutachter also eine Einzelfallprüfung durch. Auch hier lassen sich einige Kritikpunkte finden.

Zunächst einmal muss stark kritisiert werden, dass lediglich an 3 Stellen des Forstes Proben entnommen wurden. Dies stellt keine aussagekräftige Information über den Zustand des Waldes dar. Hier hätten an vielen weiteren Stellen Proben entnommen werden müssen. Somit können die Aussagen des Gutachters nicht vollständig gewertet werden und es sollten noch weitere Proben genommen werden, um den Wald objektiv in seinem Zustand beurteilen zu können.

Der Gutachter berechnet nun anhand der Berechnungen nach der modifizierten CDL-Methode für diesen Standort spezifische tolerierbare Belastungswerte.

Diese werden nur im Probepunkt 1 (Anlagennähe) überschritten. Mit einem Belastungsgrenzwert von 35 kg N/(ha*a) wird der Grenzwert demnach um 40 Kg N/(ha*a) überschritten. 
Im Gutachten wird so argumentiert, dass es aushaltbar ist, denn an den zwei weiteren Probepunkten werden die Belastungsgrenzen nicht überschritten. Es wird also nur in Anlagennähe eine Überschreitung der Belastungsgrenze geben. Wenn man allerdings lediglich 3 Beurteilungspunkte wählt und ein Beurteilungspunkt eine Überschreitung des Belastungsgrenzwertes aufweist, dann ist dies eine negative Bilanz von einem drittel der Stichprobe. Das kann nicht als tolerierbar eingestuft werden.

Also wird der Wald in Anlagennähe langfristig nicht seine Regulationsfunktion erfüllen können.  Die zu starke Stickstoffbelastung wird zu Giftwirkung in diesem Forst führen, zu einer stärkeren Versauerung des Bodens und zur Auswaschung des Nitrates in das Grundwasser. Hierbei spielt es keine Rolle, ob nur Teile des umliegenden Waldes betroffen sind. Wenn der Wald seine Regulationsfunktion und somit die Aufnahme von Stickstoff nicht mehr gewährleiten kann, wird das Grundwasser stark belastet werden und somit wird das Schutzgut Mensch davon betroffen sein. Damit ist die Anlage nicht genehmigungsfähig.

In seiner Zusammenfassung schreibt der Gutachter, dass am Probenpunkt 1 sich der derzeitige Zustand (95kg/ha a) durch die Anlagenänderung verbessert, obwohl die Belastungsgrenze des Waldes immer noch weit überschritten ist. Dies ist jedoch kein Argument für die Anlagengenehmigung. Nur weil sich der Zustand verbessert sind die Werte trotzdem weit überschritten und langfristig wird dieses Ökosystem Schäden erleiden.  Die vom Gutachter hier vorgeschlagenen Kompensationsmaßnahmen werden nicht weiter konkretisiert und sind auch nicht zielführend, denn die so hohe Überschreitung der Belastungsgrenze wird nicht zu kompensieren sein.

Das Fazit ist also, dass nur in Anlagennähe Belastungsgrenzen überschritten werden und dies in der Sicht des Gutachters tolerierbar ist. Dies ist jedoch nicht tolerierbar aus den oben genannten Gründen. Zumindest dieser Teil des Ökosystems wird langfristig bei einer so hohen Belastung nicht überlebensfähig sein. Damit ist diese Anlagenerweiterung keinesfalls genehmigungsfähig.

Wind-Richtungs-Daten

Die Windverteilungs-Daten im Bebauungsplan sind in Wittenberg erhoben worden, das bekanntlich ca. 20km entfernt vom Anlagenstandort in Düben befindet. Der DWD selbst schlägt für repräsentative Immissionsprognosen für Tierhaltungsanlagen allgemein die Erhebung von Wetterdaten vor Ort vor: „Für exaktere Angaben wären Messungen vor Ort für die Dauer eines Jahres in geeigneter Höhe „über Grund und/oder Modellrechnungen erforderlich (DWD, http://www.raumordnung-mv.de/_files/rov_schweinezuchtanlage_suckwitz/05_DeutscherWetterdienst-QPR.pdf, S. 15). Da die Wind-Richtungs-Daten maßgeblich die Einwirkung von Verunreinigungen der Luft, des Bodens und des Wassers auf lebende Organismen oder Gegenstände bestimmen, fordere ich die Genehmigungsinstanz auf, vom Antragsteller eine genauere Messung mitsamt neuen Berechnungen einzufordern.
TA Luft

In dem Bebaunungsplan wird angenommen, dass gemäß TA Luft keine Anhaltspunkte

für schädliche Umwelteinwirkungen durch Ammoniak gegeben sind. In einer aktuellen Studie der AutorInnen Müller, Hans-Joachim; von Bobrutzki, Kristina; Scherer, Dieter (2008) - Ammoniakemissionen und -immissionen bei der Broilerhaltung, Landtechnik 63 (2008), no. 1, S. 42 – 43, wird jedoch deutlich gezeigt, dass die in der TA Luft angegebenen Einzelwerte nur als solche betrachtet werden können. In der Praxis sind demgegenüber große Abweichungen möglich. So wurden in Vergleichsstudien (Müller et al. 2008, S. 42) Ammoniakimmissionen extrem heterogene Grenzwerte festgestellt. Aus diesem Grund stelle ich die gesamten Immissionsberechnungen und –prognosen des Antrags grundlegend in Frage und bitte um aktualisierte Berechnungen unter Bezug auf verschiedene Szenarien, wie sie in der genannten Studie erforscht wurden.
MRSA

Ich fühle mich durch die Erweiterung der Schweinezucht- und -mastanlage in meinem Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 II S. 1 GG) verletzt. Von der Anlage werden Unmengen an luftgetragenen Keimen, Viren und Pilzen über die Entlüftungsventilatoren großflächig in der gesamten Region verteilt. Der immer wieder notwendige Antibiotikaeinsatz in der Massentierhaltung von Schweinen, führt zwangsläufig und nachgewiesener Maßen zu Resistenzen, die am Ende den Menschen bedrohen. Laut Robert-Koch-Institut (RKI 2009) sind 86 % der untersuchten Landwirte positiv mit MRSA infiziert, können diese Bakterien übertragen und werden deswegen als Risikopatienten bei der Krankenhausaufnahme betrachtet. Dadurch müssen diese Personen generell vor der Behandlung durch eine Quarantänemaßnahme gehen um vor der eigentlichen Behandlung „saniert“ zu werden. So hat das Robert-Koch-Institut festgestellt, dass in nahezu 100 % der Fälle nahe industriellen Tiermastbetrieben - wie dieser geplanten - MRSA Keime zu finden sind.

Aktuelle Studien belegen, dass Keime und Viren aus einer Massentierhaltungsanlage noch über weite Entfernungen (mehrere Kilometer) ansteckend sein können. Ich befürchte, dass z.B. Verzehr von Obst und Gemüse aus der Region gesundheitlich belastet wird durch Keime, Pilze und Antibiotika, die aus der Anlage herausgetragen werden. Ich befürchte dadurch die Zunahme von Atemwegserkrankungen und zunehmender Antibiotika-Resistenz. Eines der wichtigsten Medikamente zur Behandlung von bakteriellen Infektionen beim Menschen, nämlich Antibiotika, wird in der Massentierhaltung so häufig eingesetzt, dass ich es über die Nahrung wieder aufnehme und es bei mir im Krankheitsfalle nicht mehr richtig wirken könnte.

In einer Studie von Prof. Dr. Heederik von der Universität Utrecht (Heederik et al. 2011, Mogelijke effecten van intensieve - veehouderij op de gezondheid van omwonenden: onderzoek naar potentiële blootstelling en gezondheidsproblemen) wird darauf hingewiesen, dass MRSA-Keime in höherer Konzentration auch in einem Umkreis von 1000 Meter zu finden sind. 

Das nächstliegende Wohngebäude (Alte Kreisstrase 51c) befindet sich in ca. 240 m Entfernung nordwestlich des Plangeltungsbereiches. Nur ca. 600 m entfernt befindet sich die Ortsmitte Düben. Folglich sind zahlreiche Wohnhäuser im zuvor angesprochenen Gefahrenradius eingeschlossen. Die Anwohner werden deshalb entscheidend durch schädliche Bestandteile der Abluft gesundheitlich gefährdet. Ich bitte darum, eine neue Untersuchung mit einem vergrößerten räumlichen Untersuchungsrahmen erstellen zu lassen, um die Gesundheitsrisiken realistischer einschätzen zu können. 

Städtebaulicher Vertrag für zusätzliche Infrastruktur-Ausgaben

Auf Grundlage der bisherigen Verkehrs-Infrastruktur ist die geplante Anlage bis dato nur unzureichend für den stark zunehmenden LKW-Verkehr öffentlich erschlossen. Ein LKW-tauglicher Ausbau der Zu- und Abfahrtswege wird daher wahrscheinlich und notwendig sein. Der Straßenbaulast-Träger sollte über einen städtebaulichen Vertrag absichern, dass nicht die Anlieger oder die Steuerzahler den Ausbau und die Reparaturen tragen, sondern der Antragsteller. Aus diesem Grund fordere ich die Genehmigungsbehörde auf, einen entsprechenden Vertrag einzufordern. 
Antibiotika-Einsatz

Laut Antrag sei nicht zu erwarten, dass Reichtum und Qualität von Boden, Wasser, Natur und Landschaft beeinträchtigt wird. Laut einer aktuellen Studie sind bereits die meisten Böden in der Umgebung von Intensivtierhaltungsanlagen erheblich durch Antibiotika belastet (De la Torre et al. 2012: An approach for mapping thevulnerability of European Union soils to antibiotic contamination, Sci.Tot.Env. 414:672 ff). Die geplanten Haltungsbedingungen ermöglichen keine antibiotikafreie Haltung, so dass sehr wohl von einer erheblichen Beeinträchtigung auszugehen ist. Die Konzentration der Antibiotika in Boden und Grundwasser wird unterhalb der klinisch wirksamen Dosis liegen. Dies begünstigt die Entstehung von multiresistenten Keimen. Die Aufnahme von Antibiotika aus Boden und Grundwasser in Nutzpflanzen (siehe u.a. Grote et al. 2006 (Screening zum Antibiotika - Transfer aus dem Boden in Getreide in Regionen Nordrhein Westfalens mit großen Viehbeständen), Freitag et al. 2008 (Antibiotika-Aufnahme von Nutzpflanzen aus Gülle-gedüngten Böden – Ergebnisse eines Modellversuchs), Grote et al. 2009 (Untersuchungen zum Transfer pharmakologisch wirksamer Substanzen aus der Nutztierhaltung in Porree und Weißkohl), ist besonders gefährlich. Auch die Regenerationsfähigkeit von Boden und Grundwasser wird auf das Spiel gesetzt, da die Antibiotika sich nur unvollständig abbauen. Noch nach 10 Jahren sind sie im Boden nachweisbar (vgl. neuere Forschungsergebnisse von Prof. Manfred Grote, Paderborn). Nährstoffe und pharmakologische Kontaminanten sowie Desinfektionsmittel sind in tieferen Horizonten praktisch nicht abbaubar, da weder Licht, noch Pflanzen und die mit den Pflanzenwurzeln assoziierten Bakteriozönosen vorhanden sind. Ich bin besorgt, dass aufgrund der unzureichenden Berücksichtigung dieser relevanten Faktoren erhebliche Belastungen für Mensch, Natur und Umwelt entstehen und bitte darum, den Bau der Schweinezuchtanlage abzulehnen.
Stickstoffbelastung der Oberflächengewässer und des Grundwassers

Laut Antrag wird die anfallende Gülle und das Stallreinigungsabwasser auf Flächen um die Ortslagen Klieken, Coswig, Luko und Buko ausgebracht.  Die Gülle wird zu einer erheblichen Nitratbelastung der umliegenden Gewässer und des Bodens führen. 
Ein zentrales Teilziel der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) besteht in der Minderung der diffusen Nährstoffeinträge aus tierischen N-Ausscheidungen in der Landwirtschaft in die Gewässer. Ich fürchte, eine Schweinezuchtanlage dieser Größe wird dazu führen, dass die rechlich binden Vorgaben der WRRL für den Gewässerschutz in Europa nicht eingehalten werden können. Aus diesem Grund ist die Anlage nicht genehmigungsfähig.
Stallreinigungsabwasser

Im Antrag heißt es, das in den Ställen anfallende Reinigungsabwasser würde zusammen mit der anfallenden Gülle auf landwirtschaftlichen Nutzflächen in der unmittelbaren Umgebung ausgebracht. Welche Schad- und Gefahrenstoffe sind in diesem Wasser enthalten und inwieweit geht davon eine Gefahr für Umwelt, Wildtiere und Menschen aus? Auf welche Flächen soll wie viel von diesem Wasser ausgebracht werden? Werden die dabei geltenden Grenzwerte eingehalten? Insbesondere müsste dabei mit einbezogen, welchen zusätzlichen Belastungen das jeweilige Gebiet ausgesetzt ist.

Es ist doch davon auszugehen, dass dieses Reinigungsabwasser sowohl hohe Mengen an Gülle als auch die darin enthaltenen Schadstoffe, zusätzlich auch verschiedenste Keime, Antibiotikarückstände etc. pp. enthält. Ohne genaue Angaben zur Belastung und Verbleib dieses Wassers ist die Anlage sich nicht genehmigungsfähig.

Natur- und artenschutzrechtliche Belange

Nach hiesiger Auffassung verstoßen die vorgesehenen Maßnahmen in Bezug auf den Schutz von Vögeln, Fledermäusen und Zauneidechsen gegen die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes und die Europäische Vogelschutzrichtlinie. Es ist zu befürchten, dass die durch die geplanten baulichen Veränderungen zu erwartenden negativen Folgen nicht bzw. nicht ausreichend zu kompensieren sind. Es ist anzunehmen, dass es im Bereich des Natur- und Artenschutzes unauflösliche Konflikte mit dem Schutzstatus der nachgewiesenen Arten und den durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 29 zu ermöglichenden Nutzungserweitungen der „Schweinehaltung Düben“ geben wird. Insgesamt ist die Versiegelung großer Flächen, u. a. landwirtschaftlicher Nutzflächen, sowie die Errichtung zahlreicher Bauten (Ställe, Silos, Güllelager usw.) mit negativen Auswirkungen verbunden: auf die bestehenden Sichtbeziehungen, auf zu erwartende Lärmentwicklungen, auf den Erholungswert des betroffenen Landschaftsbereiches – nicht zuletzt im Zusammenhang mit den von der Stadt Coswig (Anhalt) und dem Landes- wie dem Regionalen Entwicklungsplan im Einklang stehenden touristischen Entwicklungszielen. Im unmittelbaren Einzugsgebiet rund um die geplante Anlagenerweiterung befindet sich das FFH-Schutzgebiet Olbitzbachtal. Dieses wäre unzulässig von den Veränderungen in Düben und Buko betroffen. Die hier beheimateten, streng geschützten Arten, Fledermäuse (z. B. Pipistrelloiden), Vögel (z. B. Braunkehlchen, Wachtel, Schafstelze) und Zauneidechsen genießen einen Schutzstatus von europäischem Rang.

§ 44 Abs. 5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) stellt inzwischen äußerst strenge Anforderungen an die planerische Praxis von Planungs- und Zulassungsverfahren im Zusammenhang mit geschützten Arten. Im Vordergrund steht dabei die Sicherung der ökologischen Funktion betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestätten bzw. Pflanzenstandorten. Sind in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführte Arten oder europäische Vogelarten sowie deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten betroffen, gilt, dass bei Handlungen zur Durchführung von nach § 15 BNatSchG zulässigen Eingriffen in Natur und Landschaft der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nur dann nicht verwirklicht ist, wenn sichergestellt ist, dass trotz Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung einzelner Nester, Bruthöhlen, Laichplätze usw. die ökologische Funktion der Lebensstätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin gewährleistet ist. Aber: Es reicht zur Vermeidung des Verbotstatbestandes i. d. R. nicht aus, dass potentiell geeignete Ersatzlebensräume innerhalb des Vorhabengebietes vorhanden sind. Bei dem in Nummer 2 geregelten Störungsverbot werden wie im Artikel 12 Abs. 1 Buchst. b FFH-Richtlinie und Artikel 5 Buchst. d der Vogelschutzrichtlinie bestimmte Zeiten und nicht mehr bestimmte Orte, an denen eine Störung verboten ist, in Bezug genommen: Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten.

Bei einigen Arten können sie den gesamten phänologischen Lebenszyklus nahezu lückenlos abdecken. Eine Störung kann grundsätzlich durch Beunruhigen und Scheuchwirkungen, z. B. infolge von Bewegungen, Lärm oder Licht eintreten. Unter das Verbot fallen auch Störungen, die durch Zerschneidungs- oder optische Wirkungen hervorgerufen werden. Werden Tiere an ihren Fortpflanzungs- und Ruhestätten gestört, kann dies zur Folge haben, dass diese Stätten für sie nicht mehr nutzbar sind. Insofern ergeben sich zwischen dem „Störungstatbestand“ und dem Tatbestand der „Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten“ zwangsläufig Überschneidungen. Bei der Störung von Individuen an ihren Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist dann von der Beschädigung einer solchen Stätte auszugehen, wenn die Auswirkungen auch nach dem Wegfall der Störung betriebsbedingt andauern. Nach § 44 BNatSchG ist es jedoch verboten, wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. Zu den besonders geschützten Arten gehören gemäß der Begriffsdefinition des § 10 Abs. 2 Nr. 10 BNatSchG u. a. alle europäischen Vogelarten. Dies sind die in Europa natürlich vorkommenden Vogelarten im Sinne von Art. 1 Vogelschutzrichtlinie (VRL). Die Regelung des § 44 BNatSchG gilt unmittelbar und bedarf daher auch keiner Umsetzung in Landesrecht. Das Verbot bezieht sich auf alle Entwicklungsformen bzw. -stadien, mithin auch auf Eier und schließt über den Begriff der Niststätten auch Vogelnester ein.

§ 62 BNatSchG regelt, unter welchen Bedingungen Befreiungen von dem Verbot erteilt werden können. Dabei ist zu beachten, dass nach Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz die Art. 5 bis 7 und 9 VRL der Befreiung nicht entgegenstehen dürfen. Art. 5 und 9 VRL sind für Planungs- und Zulassungsverfahren relevant. Für Abweichungen müssen folgende Gründe vorliegen: das Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit; das Interesse der Luftfahrt; zur Abwendung erheblicher Schäden an Kulturgütern, Viehbeständen, Wäldern, Fischereigebieten und Gewässern; zum Schutz der Pflanzen- und Tierwelt. Das alles trifft für die vorgesehene Nutzung nicht zu. Verstöße gegen das Bundesnaturschutzgesetz und die Europäische Vogelschutzrichtlinie sind also mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten. Selbst der mangelhafte Artenschutzfachbeitrag erkennt für bestimmte Fledermausarten, Vögel und Zauneidechsen unauflösliche Konflikte. Eine Genehmigungsfähigkeit des Planes erscheint damit ausgeschlossen.
Ich bitte um eine Bestätigung des Eingangs meiner Stellungnahme. Ich beantrage des Weiteren, dass meine Stellungnahme vollkommen anonymisiert weiterzuleiten ist.
Unterschrift


